Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1904 


Sachgebiet 533 


Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssicherungs- 
gesetzes 

— Drucksachen VI/1439, VI/1852 — 


Bericht des Abgeordneten Haase (Kassel) 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver- 
einbar. 

Der Gesetzentwurf verwirklicht die im Weißbuch 
1970 zur Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
und zur Lage der Bundeswehr angekündigte An- 
hebung der Mindestbeträge für die allgemeinen 
Leistungen und für die Verdienstausfallentschädi- 
gungen. Die Anhebung der Beträge war auch wegen 
der gestiegenen Lebenshaltungskosten geboten. 
Außerdem ist durch Änderung des Auszahlungs- 
verfahrens eine schnellere und damit gerechte Aus- 


zahlung der Beträge gewährleistet. Die im Einzel- 
plan 14 bei Kapitel 14 23 anfallenden Mehrkosten 
betragen 2,3 Millionen DM. Sie sind in den Ti- 
teln 643 21 bis 643 25 für das Jahr 1971 eingeplant. 
Die Kosten werden für die Folgejahre im Rahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung innerhalb des 
Einzelplans 14 aufgefangen. 

Der Bericht beruht auf dem vom federführenden 
Verteidigungsausschuß gefaßten Beschluß, dem 
Deutschen Bundestag zu empfehlen, die Regierungs- 
vorlage unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 4. März 1971 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Haase (Kassel) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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